
tigstellung falscher und Löschung unnötiger 
Informationen. Noch keine Einigkeit herrscht 
in der Kostenfrage; einige befürworten zu­
mindest die Auferlegung angemessener Ko­
sten. Zum Teil wurde die Einrichtung einer 
Beschwerdeinstanz für Meinungsverschie­
denheiten zwischen zugangsberechtigten 
Personen und den für die Dateien Verant­
wortlichen befürwortet. 
5) Der ursprüngliche Entwurf der Richtli­
nien enthielt kein ausdrückliches Diskriminie­
rungsverbot, doch angesichts der bewußten 
Gefahren für die Privatsphäre und funda­
mentale Grundrechte der Menschen wurde 
es später als fünfter Grundsatz in den Richt­
linienkatalog aufgenommen. Danach ist das 
Sammeln und Speichern von Daten, die zu 
willkürlicher oder rechtswidriger Ungleichbe­
handlung führen könnten, untersagt. Hiervon 
betroffen sind beispielsweise Angaben über 
die rassische oder ethnische Herkunft, Haut­
farbe, Sexualverhalten, politische Meinung, 
Glaubensrichtung, Gewerkschaftszugehö­
rigkeit oder andere Mitgliedschaften. Um­
stritten ist dabei, ob solche Daten überhaupt 
nicht gespeichert werden dürfen oder — so 
der Vorschlag des Sonderberichterstat­
ters — dies zumindest dann erlaubt sein soll, 
wenn diese Informationen gerade zum 
Schutz verfolgter Personen und ihrer Rechte 
eingesetzt werden sollen. 
6) Ausnahmen von den ersten vier Prinzi­
pien sind nur zum Schutz der nationalen Si­
cherheit (etwa geheimdienstliche und militä­
rische Unterlagen), der öffentlichen Ordnung 
(zum Beispiel polizeiliche Ermittlungsakten), 
der Gesundheit und Moral sowie der Rechte 
und Freiheiten anderer zulässig und müssen 
zudem auf einer allgemein zugänglichen und 
bestimmten Rechtsgrundlage beruhen. Von 
dem Diskriminierungsverbot darf nur in den 
Fällen abgewichen werden, die in den Men­
schenrechtspakten und anderen einschlägi­
gen Rechtsinstrumenten auf dem Gebiet des 
Menschenrechtsschutzes und der Diskrimi­
nierungsverhütung für zulässig erachtet wer­
den. 
7) Das Sicherheitsprinzip verlangt Schutz­
maßnahmen sowohl gegen natürliche Ge­
fahren wie Verlust oder Zerstörung der Datei 
als auch gegen menschliches Versagen wie 
Mißbrauch und Betrug. 
8) Überwachung: Jeder Staat soll eine na­
tionale Behörde bestimmen, die die Befol­
gung der Prinzipien überwacht und Verstöße 
ahndet. 
9) Grenzüberschreitender Datenaustausch 
soll dann möglich sein, wenn in den partizi­
pierenden Staaten ein vergleichbarer Sicher­
heitsstandard gegen mißbräuchliche Über­
griffe auf die Privatsphäre und andere 
Grundfreiheiten besteht. Insgesamt spra­
chen sich die Staaten dafür aus, den interna­
tionalen Informationsaustausch nicht unnö­
tig zu erschweren und zu beschränken. 
10) Anwendungsbereich: Die Richtlinien 
sollen nach allgemeiner Ansicht gleicherma­
ßen auf öffentliche und private Dateien sowie 
auf computerisierte wie herkömmliche 
Sammlungen Anwendung finden. 
11) Auch zwischenstaatliche internationale 
Organisationen sind gehalten, die Richtlinien 
zu beachten. Ausnahmeregelungen sind nur 
möglich, wenn die Anlage der Datei gerade 
dem Schutz der Menschenrechte dienen und 

die Rechte der Betroffenen wahren helfen 
soll. Die innerstaatliche Gesetzgebung soll 
eine entsprechende Regelung auch für nicht­
staatliche Organisationen vorsehen. 
Schon die Arbeiten an den Richtlinien haben 
viele Organisationen bewogen, ihre Regelun­
gen den neuen Anforderungen anzupassen. 
So haben beispielsweise Interpol, UNHCR, 
UNESCO, IAEA, OECD, der Europarat (als 
einer der ersten) und Amnesty International 
ihren internen Datenschutz verbessert. Ge­
teilt sind die Meinungen über die am meisten 
geeignete Art der Überwachung: Einige, un­
ter anderem der Sonderberichterstatter, be­
fürworten im Interesse größtmöglicher Un­
abhängigkeit ein Kollegialorgan, dem keine 
Mitglieder der Organisation angehören sol­
len, andere wiederum wollen die Überwa­
chung den schon bestehenden, hierarchisch 
gegliederten Behörden zuweisen. Die Ent­
scheidung hierüber, so der Vorschlag des 
Sonderberichterstatters, sollte daher den je­
weiligen Organisationen selbst überlassen 
werden. 

Martina Palm-Risse • 

Entkolonisierung und Treuhandfragen 

Westsahara: Wiederaufnahme diplomatischer Be­
ziehungen zwischen Algerien und Marokko — Zu­
stimmung Marokkos und der POLISARIO zum 
Friedensplan des UN-Generalsekretärs — Zeit­
plan für Referendum unter UN-Aufsicht noch un­
gewiß — Perez berichtet dem Sicherheitsrat (35) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 1/ 
1988 S.31f. fort). 

I. Seit den erfolglosen Versuchen der Orga­
nisation der Afrikanischen Einheit (OAU), den 
Konflikt als innerafrikanisches Problem zu lö­
sen, hatten sich die Bemühungen des UN-
Generalsekretärs verstärkt, entsprechend 
den alljährlich fast gleichlautenden Resolu­
tionen der UN-Generalversammlung einen 
eigenen, von der OAU gestützten Friedens­
plan für die Westsahara vorzulegen. Diese 
Mission der Guten Dienste veranlaßte Perez 
de Cuellar seit 1986 zu Gesprächsrunden 
— ohne direkte Begegnung der beiden Kon­
fliktpartner — in seinem New Yorker Büro 
oder in Genf und zu persönlichen Informa­
tionsbesuchen vor Ort, zuletzt bei zweitägi­
gen Gesprächen mit König Hassan II. in Ra­
bat am 2./3.Mai 1988. 
Wenn diese fast dreijährigen Bemühungen 
zunächst ebensowenig zu greifbaren Ergeb­
nissen führten wie die zwei vom saudiarabi­
schen König Fahd Ibn Abd al-Aziz vermittel­
ten Begegnungen zwischen dem marokkani­
schen König und dem algerischen Staats­
präsidenten Chadli Benjedid (26. Februar 
1983 und 4. Mai 1987), so lag dies zweifellos 
an dem bis dahin von Mißtrauen und Starr­
sinn geprägten politischen Klima zwischen 
Rabat und Algier. Eine Wende für die Kon­
fliktregelung der Westsaharafrage brachte 
e.st die marokkanisch-algerische Aussöh­
nung durch Wiederaufnahme der diplomati­
schen Beziehungen am 16. Mai 1988. In den 
Vereinbarungen hierüber wurde das Problem 
Westsahara zwar nur am Rande erwähnt, 
aber es wurde nun zweierlei deutlich: 
> daß Marokko damit nicht mehr wie bisher 
Algerien als den Konfliktgegner bezeichnen 

und dem direkten Gespräch mit der POLISA-
RIO-Front ausweichen können wird; 
> daß beide Länder, vor allem die algerische 
Führung, zu der Einsicht gekommen waren, 
daß der Streit um dieses Wüstenproblem 
jetzt zweitrangig geworden sei gegenüber 
wichtigeren Interessen. Hierzu gehören die 
Fragen intermaghrebinischer Annäherung, 
die bislang durch immer neue Formen der 
>Achsen-Politik< — mit wechselnder Rollen­
verteilung und Einflußnahme Libyens — 
blockiert wurde. Hierzu gehört aber auch die 
beiderseitige Einsicht in die Vorteile alge­
risch-marokkanischer wirtschaftlicher Ko­
operation, etwa auf der Basis des Aus­
tausche algerischer Primärenergie gegen 
marokkanische Agrarprodukte. Bezeichnen­
derweise wurden bereits im August 1988 Be­
ratungen über ein altes algerisches Wunsch­
projekt aufgenommen, den Bau einer Erd­
gasleitung von Algerien über Marokko, Gi­
braltar, Spanien und Frankreich bis in die 
Bundesrepublik Deutschland. 
Gleichzeitig mit der algerisch-marokkani­
schen Aussöhnung registrierte die POLISA­
RIO ein gewisses Nachlassen algerischer lo-
gistischer und Waffenhilfe. Der durch den 
Erfolg des marokkanischen Mauerbaus oh­
nehin fast ausgetrocknete Wüstenkrieg re­
duzierte sich dadurch seit Anfang 1988 auf 
wenige örtliche, militärisch belanglose Vor­
stöße der POLISARIO. Lediglich am 16.Sep-
tember 1988 führte die POLISARIO bei Oum 
Dreiga, nahe der mauretanischen Grenze, er­
bitterte Gefechte, um auch nach der Aussöh­
nung zwischen Rabat und Algier die Auf­
merksamkeit auf sich als den eigentlichen 
Verhandlungspartner Marokkos zu ziehen. 
II. Das veränderte politische Klima verhalf 
dann den Friedensbemühungen des UN-Ge­
neralsekretärs zu einem ersten Erfolg: Am 
30. August 1988 wurde in Genf bekanntge­
geben, daß sowohl Marokko als auch die am 
16. August umgebildete Exilregierung der 
Arabischen Demokratischen Republik Saha­
ra (ADRS) unter ihrem neuen, als kooperati­
onswillig geltenden Chef Mahfoud Ali Beiba 
dem Friedensplan, wenn auch unter Vorbe­
halten, zugestimmt haben. 
In den Grundzügen zeichnet sich hierbei fol­
gende Regelung ab: Nach Vereinbarung ei­
nes von UN-Beobachtern zu überwachen­
den Waffenstillstands in der Westsahara soll 
es nach Ablauf von etwa sechs Monaten 
(Frühsommer 1989?) zur Volksabstimmung 
kommen. In zwei bislang strittigen Fragen 
hat die Befreiungsfront beziehungsweise de­
ren (bis dahin) >Schutzmacht< Algerien Zuge­
ständnisse gemacht: 

• Der Abzug aller marokkanischen Besat­
zungstruppen und der administrativen Kader 
vor Durchführung des Referendums wird 
nicht mehr zur Bedingung gemacht. UN-Be­
obachter können zwar und werden die 
Volksabstimmung überwachen, aber sie wä­
ren zahlenmäßig niemals in der Lage, die 
marokkanische Verwaltung (in einem Gebiet 
von der halben Größe Frankreichs) zu erset­
zen. 
• Die Forderung der POLISARIO, die Abstim­
mung auf die simple Formel zu bringen »Un­
abhängigkeit: ja oder nein< wurde ebenso fal­
len gelassen wie die Absicht Marokkos, le­
diglich zwischen Unabhängigkeit und Zuge­
hörigkeit zu Marokko wählen zu lassen. Viel-
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mehr wird die Alternative zur Unabhängigkeit 
die Entscheidung für eine weitgehende Auto­
nomie unter der Souveränität Marokkos sein. 
Ohne eine solche garantierte Autonomie ist 
eine für die POLISARIO-Front und für Alge­
rien gesichtswahrende Lösung nicht durch­
setzbar. 
Ohnehin setzt sich die algerische Führung 
der Gefahr aus, vom orthodoxen Flügel der 
eigenen Staatspartei FLN des Verrats an den 
bislang unantastbaren Prinzipien von Freiheit 
und Befreiung bezichtigt zu werden. Algerien 
kann allerdings auf einen Eigengewinn bei 
dieser Friedensregelung hoffen: die marok­
kanische Zustimmung zur Festlegung und 
Garantie seiner westlichen Grenzen im Be­
reich der Sahara. Diese strittige Frage, über 
die es 1964 sogar zu einem kurzen Waffen­
gang zwischen Algerien und Marokko ge­
kommen war, hatte indirekt mit zu den Ursa­
chen des vor dreizehn Jahren begonnenen 
Westsahara-Krieges gehört. Die 1970 ver­
einbarten vertraglichen Grenzregelungen 
waren von Rabat bislang nicht ratifiziert wor­
den. 
Ob sich die Terminvorstellungen zu diesem 
Friedensplan durchsetzen lassen werden, ist 
noch offen. Eine Menge politischer, organi­
satorischer und technischer Einzelfragen 
muß noch ausgehandelt werden. Eine wich­
tige Frage bleibt vor allem die Zulassung zur 
Abstimmung. Hier schwanken die Forderun­
gen zwischen Zugrundelegung der Zahl von 
73 497 Sahrauis, die 1974 von der letzten 
Volkszählung der spanischen Kolonialver­
waltung erfaßt worden waren, und der zu­
sätzlichen, von der POLISARIO geforderten 
Berücksichtigung der emigrierten Sahrauis 
mit dann insgesamt etwa 200 000 bis 
250 000 Stimmberechtigten. Beobachter in 
Rabat gehen davon aus, daß sich 55 bis 
60vH der Abstimmenden für die Autonomie 
unter marokkanischer Souveränität ent­
scheiden werden. Die jahrelangen umfang­
reichen Investitionen Marokkos, die in den 
besetzten Gebieten zielstrebig eine tragfähi­
ge und großzügige Infrastruktur ermöglicht 
haben, führten zu einem starken Kontrast zu 
dem Leben ohne Zukunftshoffnungen in den 
algerischen Flüchtlingslagern um Tindouf. 
Insofern erscheint die optimistische Erwar­
tung Marokkos nicht unrealistisch. 
III. Drei Wochen nach den in Genf abgege­
benen Erklärungen der beiden Konfliktpartei­
en erstattete Generalsekretär Javier Perez de 
Cuellar dem Sicherheitsrat mündlich Bericht: 
Das vorgesehene Referendum solle von den 
Vereinten Nationen in Zusammenarbeit mit 
der OAU organisiert und überwacht werden. 
Die Schlüsselfunktion kommt dabei dem 
künftigen Sonderbeauftragten des General­
sekretärs zu, der für den Zeitraum zwischen 
dem Beginn des Waffenstillstands und der 
Verkündung des Ergebnisses der Volksab­
stimmung die oberste Autorität im Territori­
um darstellen soll. Beigegeben werden soll 
ihm Unterstützungspersonal; der Waffenstill­
stand und die Stationierung der noch verblei­
benden marokkanischen Truppen — ein be­
trächtlicher Teil soll aus dem Gebiet abgezo­
gen werden — wie auch der Verbände der 
POLISARIO an noch festzulegenden Plätzen 
soll von einer Beobachtergruppe der Verein­
ten Nationen überwacht werden. An den De­
tails des Friedensplans arbeite er noch, ge­

meinsam mit dem gegenwärtigen Vorsitzen­
den der OAU. Die bislang erzielten vorläufi­
gen Ergebnisse gelte es zu konsolidieren. 
Ohne Aussprache billigte dann der Sicher­
heitsrat erstmals seit 1975 wieder eine Ent­
schließung zur Westsahara; einstimmig ver­
abschiedete er seine Resolution 621 (Text: 
S.170 dieser Ausgabe), die dem Generalse­
kretär die Vollmacht gibt, einen Sonderbe­
auftragten zu berufen. 

Joachim Tzschaschel • 

Rechtsfragen 

Seerecht: 6. Tagung der Vorbereitungskommis­
sion — Verpflichtungen der Pionierinvestoren — 
Kernprobleme des Tiefseebergbauregimes — Ex­
pertenanhörungen — Internationaler Seegerichts­
hof (36) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 1/ 
1988 S.32ff. fort.) 

I. Auch nach der 6.Tagung der Vorberei­
tungskommission für die Internationale Mee­
resbodenbehörde und den Internationalen 
Seegerichtshof (14.3.-8.4.1988 in King­
ston, 15.8.-2.9.1988 in New York) läßt sich 
festhalten, daß eine ganze Reihe von Fragen 
noch der Klärung bedürfen. Dazu zählen die 
Verpflichtungen der Pionierinvestoren, die 
Kernprobleme des Tiefseebergbauregimes 
und, damit zusammenhängend, eine Beziffe­
rung der Kosten, die mit dem Inkrafttreten 
des Seerechtsübereinkommens der Verein­
ten Nationen (SRÜ) für die Vertragsparteien 
entstehen. 
Sichtbare Ergebnisse liegen zu diesen zen­
tralen Problemkreisen noch nicht vor. Zum 
Teil hängt dies sicherlich mit den bevorste­
henden amerikanischen Präsidentschafts­
wahlen zusammen. Zwar gibt es keine offi­
ziellen Hinweise, daß eine neue Administra­
tion die Reagansche Meerespolitik ändern 
und womöglich an der Vorbereitungskom­
mission künftig teilnehmen werde, doch soll 
einer unausgesprochenen Übereinkunft zu­
folge den USA eine Rückkehr zu den See­
rechtsverhandlungen im Rahmen der Verein­
ten Nationen nicht unnötig erschwert wer­
den. Das Plenum der Kommission hat auf 
seiner letzten Sitzung einem Antrag des See­
rechtsinstituts der Universität Hawaii statt­
gegeben, künftig als Beobachter den Bera­
tungen der Vorbereitungskommission bei­
wohnen zu können. Damit wird einigen pro­
minenten Mitgliedern der ehemaligen ameri­
kanischen Delegation zur Seerechtskonfe­
renz die Möglichkeit eröffnet, die Arbeit der 
Kommission aus nächster Nähe zu verfol­
gen. Dies ist zumindest ein Zeichen, daß sich 
in akademischen Kreisen der USA die Stim­
men für eine Mitarbeit in dem Gremium meh­
ren. 
Sollten die Vereinigten Staaten dennoch an 
ihrer bisherigen Politik festhalten, besteht 
kein Anlaß zur Sorge, das SRÜ werde wegen 
seines Tiefseebergbauregimes zur >Vertrags-
ruine«. Der Trend zum SRÜ ist nicht mehr 
umkehrbar. So bestätigen die jährlichen Be­
richte des UN-Generalsekretärs zum See­
recht und die zahlreichen Veröffentlichungen 
des UN-Sekretariats, daß sich das SRÜ als 

ein unverzichtbares Instrument zur konflikt­
freien Nutzung der Meere und des Meeres­
bodens durchsetzt. 
II. Die Verpflichtungen der Pionierinvesto­
ren ergeben sich im Prinzip aus der Resolu­
tion II der III. Seerechtskonferenz. Dazu ge­
hören verschiedene finanzielle Abgaben und 
andere Leistungen wie Ausbildung des Per­
sonals des Unternehmens der Internationa­
len Meeresbodenbehörde sowie Erfor­
schung eines Tiefseebergbaufeldes und 
Technologietransfer zugunsten des Unter­
nehmens. Die erste Gruppe der Pionierinve­
storen (Frankreich, Indien, Japan und die So­
wjetunion) vertritt die Auffassung, daß wegen 
veränderter Weltmarktbedingungen Tiefsee­
bergbau auf lange Zeit unrentabel sein wird 
und eine Anpassung der 1982 vereinbarten 
Verpflichtungen erforderlich ist. Unter Lei­
tung des Vorsitzenden der Vorbereitungs­
kommission ist zu diesem Problemkreis eine 
Gruppe von 33 Staaten gebildet worden, in 
der alle Interessen vertreten sind. Der Vorsit­
zende hat einige Vorschläge in informellen 
Konsultationen erörtert, vermochte aber 
noch keine Ergebnisse bekanntzugeben. 
Eine Änderung der Resolution II bereitet we­
nigstens keine wirklichen formellen Proble­
me. Gemäß Artikel 308 Absatz 5 des SRÜ ist 
die künftige Internationale Meeresbodenbe­
hörde an solche Entscheidungen der Vorbe­
reitungskommission gebunden. 
Hinsichtlich des Tiefseebergbauregimes ha­
ben etliche Industriestaaten und die Europäi­
sche Wirtschaftsgemeinschaft anläßlich der 
Unterzeichnung des SRÜ Erklärungen abge­
geben, daß dieses einer Berichtigung bedür­
fe, bevor sie einer Ratifikation näher treten 
würden. Andere, zum Beispiel die Sowjetuni­
on, haben solche Forderungen in der Vorbe­
reitungskommission immer wieder erhoben. 
Gegen den anfänglichen Widerstand der 
Mehrheit der Staaten liegt nunmehr eine ge­
wisse Bereitschaft vor, über Kernfragen zu 
verhandeln und zu praktischen Ergebnissen 
zu gelangen, ideologische Auseinanderset­
zungen also möglichst zu vermeiden. Eine 
abschließende Formulierung der Kernfragen 
steht noch bevor. Denn stehen sie einmal 
fest, dann werden die übrigen Bestimmun­
gen des Tiefseebergbauregimes gewisser­
maßen als unstreitig beziehungsweise un­
problematisch bestätigt, so daß damit ein 
weiterer Schritt in Richtung einer allgemei­
nen Anerkennung des Tiefseebergbauregi­
mes vollzogen wird. Zweifelsohne wird über 
Produktionspolitik, Technologietransfer, f i­
nanzielle Abgaben, Revisionskonferenz und 
über das Unternehmen der Internationalen 
Meeresbodenbehörde verhandelt werden. 
Möglicherweise werden noch weitere Pro­
bleme aufgeworfen. Trotz aller Interessenge­
gensätze wird man jedoch davon ausgehen 
dürfen, daß letztlich ein Verhandlungspaket 
geschnürt werden kann, das wenigstens für 
eine Reihe von Industriestaaten und die 
»Gruppe der 77< (G-77) akzeptabel ist. Die 
Chance der Entwicklungsländer liegt darin, 
daß die Haltung der Industriestaaten, Tief­
seebergbau unter wirtschaftlichen Gesichts­
punkten zu regeln, nur begrenzt durchgehal­
ten werden kann. Es gibt Staaten, die die 
Wirtschaftlichkeit von Tiefseebergbau über­
wiegend unter kaufmännischen Gesichts­
punkten beurteilen, bei anderen kommen 
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